
Deutsche Außenpolitik muss feministisch werden 

17 Nichtregierungsorganisationen formulieren Empfehlungen an die Bundesregierung zur Umsetzung der 

UN-Resolution 1325 Frauen, Frieden und Sicherheit  

Berlin, 08. Juni 2020. In diesem Jahr feiert die UN-Resolution 1325 Frauen, Frieden und Sicherheit ihr 

20jähriges Jubiläum. Vor zwei Jahrzehnten erkannte die internationale Gemeinschaft erstmals an, dass 

die Mitwirkung von Frauen an Friedensprozessen erheblich zur internationalen Sicherheit beiträgt. Die 

Resolution verlangt außerdem den Schutz vor sexualisierter Kriegsgewalt und die konsequente 

Strafverfolgung. Zentral ist zudem, dass die Ursachen von gewaltsamen Konflikten adressiert werden. Im 

Herbst 2020 legt die Bundesregierung ihren Dritten Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung vor. Damit 

diese gelingt, hat ein breites zivilgesellschaftliches Netzwerk bestehend aus 17 Organisationen konkrete 

Empfehlungen formuliert, darunter medica mondiale, CARE Deutschland, Centre for Feminist Foreign 

Policy und das Gunda-Werner-Institut der Heinrich-Böll-Stiftung.  

Zentrale Forderung des Papiers “Die Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit. Was zählt, ist die 

Implementierung“ (link) ist, Geschlechtergerechtigkeit in allen Politikfeldern der Außen- und Innenpolitik 

zu verwirklichen.   

● Die Agenda darf nicht nur in der deutschen Außenpolitik Beachtung finden, sondern muss auch 

im Inland konsequent umgesetzt werden. Das bedeutet beispielsweise, dass Frauen und queere 

Personen in Unterkünften für Geflüchtete vor sexualisierter Gewalt geschützt werden.  

● Die Bundesregierung sollte im Dritten Nationalen Aktionsplan einen Schwerpunkt auf die 

Prävention von gewalttätigen Konflikten legen. Dazu gehört, dass Geschlechterverhältnisse 

grundsätzlich bei der Gestaltung von Politik berücksichtigt werden, etwa in den Länderanalysen 

des Auswärtigen Amtes.  

● Und nicht zuletzt: die bislang weitgehend geschlechterblinden Reaktionen der Bundesregierung 

auf die Corona-Krise machen deutlich, dass noch ein weiter Weg zu gehen ist. 

Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe müssen stärker auf die Bedürfnisse von 

besonders benachteiligten Gruppen eingehen. Nur so können sie zur Überwindung sozialer 

Ungleichheit beitragen und gewaltsame Konflikte nachhaltig vorbeugen.   

Seit 2014 zeigt insbesondere die schwedische Regierung, dass eine feministische Außenpolitik möglich ist. 

Auch das Auswärtige Amt nennt Schweden als Vorbild. Dennoch fehlt es in Deutschland bislang an einer 

kohärenten und transparenten Umsetzung der Agenda 1325. Außenminister Heiko Maas will die 

Gleichstellung der Geschlechter in den Fokus der deutschen Außen- und Innenpolitik stellen. Diese 

Ambitionen gilt es mit dem Dritten Nationalen Aktionsplan in konkrete Maßnahmen umzusetzen. “Die 

Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit. Was zählt, ist die Implementierung“ liefert dazu umfangreiche 

Hilfestellungen. 

  

 



Die beteiligten Organisationen 

AMICA e.V. 

CARE Deutschland e.V. 

Centre for Feminist Foreign Policy  

Deutsche Frauenring e.V. 

Deutscher Frauenrat e.V. 

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) 

Frauennetzwerk für Frieden e.V. 

Gunda-Werner-Institut für Feminismus in der Heinrich-Böll-Stiftung e.V.  

Handicap International e.V. 

Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit / Women’s International League for Peace and 
Freedom 

IRC Deutschland 

medica mondiale e.V. 

OWEN – Mobile Akademie für Geschlechterdemokratie und Friedensförderung e.V. 

Plan International Deutschland e.V. 

The Canaan Project 

UN Women Nationales Komitee Deutschland e.V.  

Women for Women International Deutschland 

  

Medienkontakte 

Sabine Wilke, CARE Deutschland  

Nina Bernarding, Centre for Feminist Foreign Policy, CFFP, nina@centreforffp.org, 0162 - 17 49 501 

Dr. Ines Kappert, Gunda-Werner-Institut, GWI, kappert@boell.de, 0179 - 23 21 281 

Helena Haack, medica mondiale, presse@medicamondiale.org, 0221 - 93 18 98 25  
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